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Indien im UN-Sicherheitsrat 
Engagiertes Mitglied mit starken nationalen Interessen

Christian Wagner

Indien ist in seiner Zeit als nichtständiges Mitglied 
des UN-Sicherheitsrats seinen außenpolitischen Prä-
missen weitgehend treu geblieben und betonte die 
Prinzipien der nationalen Souveränität und der Nicht-
einmischung. Im Bemühen um einen ständigen Sitz 
hat Indien 2011/2012 kaum Fortschritte erzielt. Neue 
Staatengruppen wie BRICS oder IBSA, zu denen auch 
Indien zählt, konnten sich nicht als neuer Macht-
faktor in den UN etablieren.

Mit seiner Wahl zum nichtständigen Mitglied im Si-
cherheitsrat der Vereinten Nationen im Herbst 2010 
nahm Indien 2011/2012 zum siebten Mal diese Po-
sition im wichtigsten sicherheitspolitischen Gremium 
der Weltgemeinschaft ein.1 Alle indischen Regierun-
gen haben seit der Unabhängigkeit im August 1947 
den Großmachtanspruch ihres Landes aufgrund sei-
ner Größe und seines zivilisatorischen Erbes prokla-
miert und deshalb wiederholt Anspruch auf einen 
ständigen Sitz im UN-Sicherheitsrat erhoben. Indien 
war zwar 1945 ein Gründungsmitglied der UN, 
konnte jedoch zum damaligen Zeitpunkt als britische 
Kolonie kein ständiges Mitglied im Sicherheitsrat wer-
den. Die indischen Großmachtambitionen wurden 
bereits vor der Unabhängigkeit vom späteren ersten 
Premierminister Jawaharlal Nehru formuliert. Ihm 
zufolge würden fünf Staaten das internationale Sys-
tem nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs prägen: 
Die Alliierten USA, Großbritannien und die Sowjet-
union sowie China und Indien.2 Im Jahr 1955 er-
hielt Indien von den USA und der Sowjetunion das 
Angebot für einen ständigen Sitz. Nehru lehnte dies 
jedoch ab und schlug vor, der Volksrepublik China 
diesen Sitz zu gewähren.3 

Die erste indische Regierung setzte große Hoff-
nungen auf die neue internationale Organisation. So 
brachte Nehru im Dezember 1947 den Streit mit Pa-
kistan über den Beitritt Kaschmirs, das im Oktober 
1947 nach inneren Unruhen der Indischen Union 
beigetreten war, vor die UN. Das Vorhaben endete 
allerdings mit einem diplomatischen Fiasko. Anstatt 
die pakistanische Aggression in Kaschmir zu verur-
teilen, forderten die Resolutionen unter anderem ein 
Referendum über die endgültige Zugehörigkeit Kasch- 
mirs, so dass der formale Beitritt des Königreichs zur 
Indischen Union in Frage stand.

Indien ist bis heute ein vehementer Fürsprecher 
der Vereinten Nationen. Innerhalb der Organisation 
hat sich Indien vor allem als Interessenvertreter und 
Sprecher der Entwicklungsländer profiliert. In den 
siebziger und achtziger Jahren forderte Indien eine 

›Neue Weltwirtschaftsordnung‹ zugunsten der Ent-
wicklungsländer. Gemessen an seinen im Vergleich 
zu Industriestaaten noch immer bescheidenen wirt-
schaftlichen und finanziellen Möglichkeiten nimmt 
Indien aus eigener Perspektive seine globale Verant-
wortung mehr als ausreichend wahr. Das Land ge-
hört seit vielen Jahren mit zu den größten Truppen-
stellern für UN-Friedensmissionen. Es ist zudem vor 
allem im Bereich Abrüstung in zahlreichen UN-Gre-
mien aktiv, unter anderem in der Abrüstungskommis-
sion und in der Abrüstungskonferenz, und unter-
stützt internationale Abkommen wie das B-Waffen-, 
das C-Waffen-Übereinkommen und das UN-Waf-
fenübereinkommen.4  

Trotz seines großen Engagements in den UN hatte 
Indien nur bedingt den Rückhalt der internationa-
len Gemeinschaft. So hat Indien bislang insgesamt 
18 Mal für einen nichtständigen Sitz im Sicherheitsrat 
kandidiert, erhielt aber nur sieben Mal die notwen-
digen Mehrheiten.5 Ein Grund dafür ist, dass Indien 
zum Beispiel im Unterschied zu afrikanischen Staa-
ten nicht den Rückhalt einer Regionalorganisation 
bei den Wahlen zu dem Gremium hat. 

Indiens Verhältnis zum Sicherheitsrat

Indische Regierungen haben wiederholt den An-
spruch auf einen ständigen Sitz im Sicherheitsrat 
geäußert.6 Sie verweisen dabei auf die Errungen-
schaften der indischen Demokratie für Diversität und 
Pluralismus sowie auf die aktive Unterstützung der 
Vereinten Nationen seit 1945. Durch seine wirtschaft-
lichen Erfolge seit der Liberalisierung im Jahr 1991 
sieht sich Indien heute auch als wichtigen Pfeiler der 
internationalen Finanz- und Wirtschaftsordnung. 
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Indien kritisiert, dass die gegenwärtige Zusammen-
setzung des Sicherheitsrats die internationalen Kon-
stellationen nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs, 
nicht aber die Veränderungen seit dem Ende des Ost-
West-Konflikts widerspiegle. Indien versteht deshalb 
seine ständige Mitgliedschaft im Sicherheitsrat auch 
als einen Beitrag zur ›Demokratisierung‹ des mäch-
tigsten UN-Gremiums.7 Zudem rechtfertigt es sei-
nen Anspruch durch seinen umfangreichen Beitrag 
zu den Friedensmissionen. Im Jahr 2011 war Indien 
drittgrößter Truppensteller und mit mehr als 8000 
Soldaten an zehn UN-Friedensmissionen beteiligt. 8 
Die internationale Verantwortung Indiens zeigte sich 
auch darin, dass das Land bis zum Jahr 2007 die 
meisten getöteten Blauhelme zu beklagen hatte.9 In-
dien hat zwar die politische UN-Mission in Nepal 
von 2007 bis 2012 unterstützt, um den demokrati-
schen Wiederaufbau nach dem Bürgerkrieg zu för-
dern, stand aber einem umfassenden UN-Engagement 
in dem Nachbarland aufgrund seiner eigenen sicher-
heitspolitischen Interessen eher skeptisch gegenüber.10

Bei Abstimmungen in den Vereinten Nationen war 
Indien immer bemüht, Teil der demokratischen Mehr-
heit zu sein. Bei Interessenkonflikten hat Delhi aber 
nie gegen Resolutionen gestimmt, sondern sich ent-
halten, um damit seine Vorbehalte kundzutun.11 

Indiens Anspruch auf einen ständigen Sitz wird 
gegenwärtig von vier der fünf ständigen Mitglieder 
des Sicherheitsrats unterstützt: von Frankreich, Groß-
britannien, Russland und den USA.12 Und selbst Chi-
na, das traditionell als Rivale Indiens gilt, hat sich in 
der Vergangenheit schon einmal positiv zu Indiens 
Anliegen geäußert.13 

Das Land schloss sich im Jahr 2005 mit Brasilien, 
Deutschland und Japan in der so genannten G-4 zu-
sammen, um eine Reform des Sicherheitsrats, unter 
anderem mit ständigen Sitzen für ihre Länder, zu errei-
chen. Allerdings blieb die Initiative bislang wirkungs-
los, so dass es zu keiner grundlegenden Reform kam.   

Indiens Aktivitäten  
im Sicherheitsrat 2011/2012

Nach 20 Jahren Abwesenheit wurde Indien im Ok-
tober 2010 mit großer Mehrheit (187 von 192 Stim-
men) erneut in den Sicherheitsrat gewählt. Indien 
profitierte unter anderem davon, dass kein weiteres 
asiatisches Land kandidierte und dass es sowohl 
von China als auch von Pakistan unterstützt wurde, 
obwohl es mit beiden Staaten eine Reihe von Konflik-
ten gibt.14 Die indische Regierung folgte im Sicher-
heitsrat den gleichen Prinzipien wie in ihrer Außen-
politik. Im Vordergrund standen Gewaltverzicht, 
Achtung der nationalen Souveränität, Unabhängig-
keit und territorialen Integrität der Staaten, friedli-
che Konfliktbeilegung sowie die Ablehnung gewalt-
samer Aneignungen fremder Gebiete.15 Die starke 
indische Ablehnung gegenüber jeglicher Form von 

äußerer Einmischung in innere Angelegenheiten er-
klärt sich zum einen durch das jahrzehntelange Ein-
treten Indiens für die Entkolonisierung und zum 
anderen aus den eigenen Erfahrungen mit den Ver-
einten Nationen in der Kaschmir-Frage.  

Zu den Schwerpunkten der indischen Amtszeit im 
Sicherheitsrat zählten der Kampf gegen den Terroris-
mus, die Friedensmissionen und die Reform des Si-
cherheitsrats.16  

Terrorismus

So hatte es in den zwei Jahren den Vorsitz des Aus-
schusses zur Bekämpfung des Terrorismus und der 
Arbeitsgruppe über zusätzliche Maßnahmen gegen 
den Terrorismus inne sowie im August 2011 und im 
November 2012 die Präsidentschaft des Rates.17 Der 
Ausschuss zur Bekämpfung des Terrorismus verab-
schiedete unter der Leitung Indiens ein Ergebnisdo-
kument, in dem die UN-Mitgliedstaaten dazu auf-
gerufen werden, eine Null-Toleranz-Politik gegenüber 
dem Terrorismus zu verfolgen, unter anderem indem 
sie Terroristen keine sicheren Zufluchtsorte gewäh-
ren und sie gerichtlich verfolgen.18  

Friedensmissionen

Zahlreiche Blauhelm-Einsätze befinden sich in der 
Krise, da es den UN an militärischen, politischen 
und finanziellen Mitteln fehlt, um wie zum Beispiel 
in Darfur zu dauerhaften Lösungen zu kommen. 
Zudem erstrecken sich einige UN-Missionen wie in 
Haiti und in der Côte d����������������������������’���������������������������Ivoire aufgrund der schwie-
rigen innenpolitischen Konstellationen über einen 
deutlich längeren Zeitraum als ursprünglich geplant, 
was zusätzliche Kosten verursacht. Allerdings bo-
ten die Vorschläge, die Indien während seiner ers-
ten Ratspräsidentschaft gemacht hat, keine neuen 
Lösungsansätze für diese vielschichtigen Probleme.19 

Reform des Sicherheitsrats

Die Frage nach der Reform des Sicherheitsrats und 
seiner möglichen Erweiterung durch neue Staaten 
machte 2011/2012 keine entscheidenden Fortschrit-
te. China scheint mit der gegenwärtigen Zusammen-
setzung des Gremiums zufrieden zu sein, so dass eine 
grundlegende Reform nicht auf der Agenda steht.20 
Die gemeinsame Erklärung der G-4-Staaten zur Re-
form des Sicherheitsrats vom 26. Januar 2012 in der 
Generalversammlung21 fand große Unterstützung, so 
dass Indien, Deutschland, Brasilien und Japan ihre 
Bemühungen fortsetzen werden.22 

BRICS und IBSA

Unter den 15 Mitgliedern des Sicherheitsrats befan-
den sich 2011/2012 sowohl die BRICS (Brasilien, 
Russland, Indien, China, Südafrika) als auch die IBSA 
(Indien, Brasilien, Südafrika), die in den Debatten 
über die Zukunft des internationalen Systems im-
mer wieder als neue ›Blöcke‹, ›Gestaltungsmächte‹ 
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oder ›Führungsmächte‹ gehandelt werden. Allerdings 
zeigten die genannten Staaten kein gemeinsames Ab-
stimmungsverhalten bei den Resolutionen zu den 
internationalen Krisenherden, sondern folgten ihren 
jeweiligen außenpolitischen Interessen. So stimmte 
Südafrika am 17. März 2011 mit einer Reihe west-
licher Staaten für eine Intervention in Libyen. Bei der 
Abstimmung über den Entwurf einer Syrien-Reso-
lution am 4. Oktober 2011 enthielten sich die drei 
IBSA-Staaten gemeinsam der Stimme. Dies wurde 
von westlichen Kritikern als Argument gegen eine 
Erweiterung des Sicherheitsrats angesehen, da mehr 
ständige Mitglieder eher zu Stillstand und zu lang-
sameren Entscheidungen führen würden.23 Indien 
blieb seinen außenpolitischen Prinzipien treu und 
enthielt sich der Stimme.

›Arabischer Frühling‹

Der ›Arabische Frühling‹ und die Demokratisierung 
des Nahen und Mittleren Ostens stellen für Indien 
eine besondere außenpolitische Herausforderung dar. 
Traditionell unterhält das Land gute Beziehungen zu 
den autoritären Regimen, die wirtschaftlich für In-
dien von größter Bedeutung ist. Gegenwärtig impor-
tiert Indien rund 70 Prozent seiner Energie aus der 
Region. Zugleich sind die Golf-Staaten einer der wich-
tigsten ausländischen Arbeitsmärkte sowohl für un-
gelernte als auch für gut ausgebildete Fachkräfte. 
Obwohl Indien als größte Demokratie gilt, ist Demo-
kratieförderung oder eine Politik, die auf einen de-
mokratischen Regimewechsel abhebt, bislang kein 
Instrument indischer Außenpolitik.24 Angesichts der 
teilweise widerstreitenden politischen und wirtschaft-
lichen Interessen sowie den außenpolitischen Prin-
zipien der Nichteinmischung fällt es dem Land schwer, 
eine Politik gegenüber den demokratischen Verän-
derungen in der Region zu formulieren. 

Der Bürgerkrieg in Libyen war für Indien eine po-
litische und diplomatische Herausforderung. Beim 
Ausbruch der Kampfhandlungen hielten sich etwa 
3000 indische Staatsbürger in Libyen auf, die im 
Verlauf der Krise mit Flugzeugen und Schiffen in Si-
cherheit gebracht wurden.25 Indien unterstützte UN-
Sanktionen gegen das Gaddafi-Regime, wandte sich 
jedoch gegen breiter angelegte Sanktionen sowie ge-
gen die Einrichtung einer Flugverbotszone.26 Es ent
hielt sich schließlich zusammen mit Brasilien, China, 
Deutschland und Russland bei der Abstimmung über 
die Resolution 1973, mit der unter anderem eine Flug-
verbotszone eingerichtet wurde. In Bezug auf Syrien 
vertrat Indien eine ähnliche Haltung und wandte 
sich gegen alle Versuche, vor allem seitens westlicher 
Staaten, weitreichende Sanktionen gegen das Assad-
Regime zu verhängen.27 

Sonderfall Sri Lanka

Als weitaus bedeutsamer könnte sich Indiens Abstim-
mung im UN-Menschenrechtsrat zu Sri Lanka im 

März 2012 erweisen. Im Gegensatz zu bisherigen 
Voten stimmte Indien erstmals zusammen für eine 
von den USA eingebrachte Resolution, die die Kriegs-
verbrechen in der Endphase der Auseinandersetzun-
gen zwischen der srilankischen Armee und den ›Li-
beration Tigers of Tamil Eelam‹ (LTTE) im Mai 2009 
kritisierte. Ein Bericht der UN hatte sowohl den sri-
lankischen Streitkräften als auch der LTTE schwerste 
Menschenrechtsverletzungen vorgeworfen. Die sri-
lankische Regierung wies den Bericht jedoch zurück 
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und war nicht bereit, mit internationalen Organisa-
tionen in dieser Frage zusammenzuarbeiten.   

Nach dem militärischen Sieg der Regierung über 
die LTTE im Jahr 2009 ist aber bis heute eine poli-
tische Lösung des Konflikts für die tamilische Min-
derheit ausgeblieben. Die Regierungsparteien im süd-
indischen Bundesstaat Tamil Nadu sind einer der 
wichtigsten Partner der Koalitionsregierung in Neu-
Delhi und brachten die Tamilen-Frage in Sri Lanka 
wieder auf die außenpolitische Agenda. Das indische 
Abstimmungsverhalten im Menschenrechtsrat ist des-
halb von großer Bedeutung, weil Indien hier erst-
mals vom Prinzip der Nichteinmischung in innere 
Angelegenheiten abrückte.28 Abzuwarten bleibt, ob 
die indische Außenpolitik zukünftig stärker auf hu-
manitäre Belange eingehen wird, die auch in der 
Diskussion um die Schutzverantwortung (Respon-
sibility to Protect) eine wichtige Rolle spielen.

Ausblick: Indiens neue  
internationale Rolle 

Indien zählt ohne Frage zu den Gewinnern der ver-
änderten internationalen Konstellationen seit dem 
Ende des Ost-West-Konflikts. Die wirtschaftspoli-
tische Liberalisierung, die Wachstumserfolge und 
eine wachsende Mittelschicht haben das Land zu 
einem wichtigen Markt und Dienstleister in der Welt-
wirtschaft gemacht. Die fünf ständigen Mitglieder 
des Sicherheitsrats haben mittlerweile bilaterale stra-
tegische Partnerschaften mit Indien vereinbart und 
unterstreichen damit die gestiegene Rolle Neu-Del-
his, auch wenn ein ständiger Sitz Indiens im Sicher-
heitsrat weiterhin nicht in Aussicht steht. Die Ein-
beziehung Indiens in den Nichtverbreitungsvertrag 
durch das Abkommen mit den USA 2008 hat Indiens 
langjährige internationale Isolation in dieser Frage 
beendet. Die Erhöhung der Quoten Indiens in inter-
nationalen Finanzinstitutionen wie der Weltbank und 
dem Internationalen Währungsfonds 2010 trägt der 
gestiegenen weltwirtschaftlichen Rolle des Landes 
Rechnung. Vor diesem Hintergrund erklärt sich auch 
Indiens Interesse an einer stärkeren Institutionalisie-
rung der G-20. Eine solche Aufwertung würde dem 
Land erstmals jenen internationalen Statusgewinn 
einbringen, der ihm so lange versagt blieb. 

Indien ist in seiner Amtszeit 2011/2012 seinen bis-
herigen außenpolitischen Prinzipien weitgehend treu 
geblieben. Die Betonung nationaler Souveränität und 
die Nichteinmischung in innere Angelegenheiten blei-
ben zentrale Pfeiler der indischen Außenpolitik. In 
diesen Fragen hat Indien auch eine Reihe von über-
einstimmenden Interessen mit China.29 Fragen der 
humanitären Intervention werden deshalb auch zu-
künftig nur sehr begrenzt die Unterstützung Indiens 
finden. Umso bemerkenswerter war das indische Ab-
stimmungsverhalten im Menschenrechtsrat zu Sri 
Lanka, das aber aufgrund der innenpolitischen Kon-

stellationen vermutlich keinen grundlegenden Wan-
del der indischen Politik in dieser Frage signalisiert. 

Neue Staatenverbünde wie BRICS oder IBSA ha-
ben sich 2011/2012 nicht als neuer Machtfaktor in 
den UN etabliert. Die unterschiedlichen Interessen-
lagen haben zwar an einigen Stellen zur Zusammen-
arbeit geführt, doch fehlen bislang weitergehende 
außenpolitische Gemeinsamkeiten.30 Deshalb verfolg-
ten die daran beteiligten Staaten bei den Abstim-
mungen zu internationalen Krisenherden wie Libyen 
und Syrien keine einheitliche Politik. 

Abzuwarten bleibt, ob Indien sein bisheriges En-
gagement in den UN-Friedensmissionen langfristig 
aufrechterhalten wird. Indien drängt zum einen auf 
eine Reform der Friedenssicherung und eine Über-
prüfung bisheriger Missionen. Es fordert deshalb 
die Beendigung der UN-Mission in Kaschmir. Dies 
führte im Januar 2013 zu einer hitzigen Debatte mit 
Pakistan, das sich für die Fortführung dieser Mis-
sion aussprach.31 Zum anderen weisen indische Di-
plomaten darauf hin, dass das umfangreiche Blau-
helm-Engagement langfristig nicht mit den eigenen 
militärischen Ambitionen zu vereinbaren sein wird.32 
Dahinter steht die Vorstellung, dass die ständigen 
Mitglieder des Sicherheitsrats sich nur sehr begrenzt 
mit Truppen in Krisenherden engagieren, sondern 
hierfür eher diplomatische und finanzielle Mittel 
einsetzen. In diese Richtung weist auch die indische 
Zusage, künftig mehr Mittel für die UN bereit zu 
stellen.33 Indiens Wunsch nach einer neuen Rolle in 
den Vereinten Nationen, die sich dann eher über die 
politischen Initiativen und finanziellen Möglichkei-
ten als über die militärischen Kapazitäten definiert, 
wird bislang von den geringen personellen Ressour-
cen begrenzt. Der diplomatische Dienst umfasst le-
diglich 700 bis 800 Diplomaten, von denen sich 
rund die Hälfte im Außenministerium in Neu-Delhi 
befindet. Das ist keine ausreichende Zahl, um den 
Anforderungen einer zunehmend interdependenten 
Welt gerecht zu werden, die sich auch verstärkt im 
Kontext der UN bündeln.
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